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Protokoll 
 

 

über die am 9. Juli 2019 von 18.00 Uhr bis 21.45 Uhr im Sitzungszimmer des Kommunal-

zentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Hubert Almberger abgehaltene 

 

 

32. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2016 – 2022) 

 

 

Anwesend: Simon Aschaber, Christine Bernhofer, Hanspeter Ellmerer, Alois Foidl,  

Christine Gschnaller, MSc, Susanne Hartrumpf, Andrea Hauser,  

Melanie Hutter, Michael Laner, Heribert Mariacher, Johann Mayr,  

Claudia Pali, Petra Sojer, MSc, Robert Steger, Mag. Maria Strele,  

Peter Wallner, Robert Wurzenrainer, Dr. Georg Zimmermann 

 

Entschuldigt: Mag. Leopold Hofinger (Ersatz: Michael Laner) 

 

Unentschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

www.st.johann.tirol 

   

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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Tagesordnung 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss eines Kaufvertrags mit der TKL VIII Grundverwertungsgesellschaft m.b.H. 

(Kommunalzentrum) 

2) Änderung eines Vertrags mit der SPAR Österreichische Warenhandels-Aktiengesell-

schaft 

3) Kinderzentrum: Delegation von vergaberechtlichen Zuschlagsentscheidungen an den 

Gemeindevorstand 

4) Neubesetzung von Ausschussstellen 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Abschluss von Raumordnungsverträgen 

a)  Kitz Alpen Resort – Berglehen 21 GmbH & Co KG 

b) Johann Burgstaller, Albert Wallner und Esther Ritsch 

2) Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts: 

a) Gst. 2833 und 2846 (Stefan Jöchl, Maria Jöchl und Monika Jöchl) 

3) Änderungen des Flächenwidmungsplans:  

a) Gst. 2833 (Stefan Jöchl)  

b) Gst. 207/1 (Johann Burgstaller) 

4) Erlassung von Bebauungsplänen:  

a) Gst. 2833 (Stefan Jöchl) 

b) Gst. 207/1 (Johann Burgstaller) 

c) Gst. 26/1 und 19/7 (Gemeindeverband Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol) 

d) Gst. 78/1 und 26/3 (Familienbrauerei Huber GmbH & Co KG) 

e) Gst. 2123/3 und .1380 (Hansjörg Prem) 

f) Gst. 4895/23 (Birgit Pretterhofer und Andreas Pretterhofer) 

g) Gst. .303, 2763/1 und 2764/1 (Josef Grander) 

 



344 
 

2) Finanzausschuss 

1) Abschluss eines Darlehensvertrags in Zusammenhang mit dem Kanalbauvorhaben 

Bauabschnitt 14 (Winkl) 

 

3) Umweltausschuss 

1) Erlassung neuer Umweltförderrichtlinien 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

V. Bestreitung einer Klage 

 

 

 

 

 

 

Am Beginn der Sitzung sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

Der Bürgermeister bedankt sich für das in ihn gesetzte Vertrauen und bittet weiterhin um 

„gegenseitigen Respekt“ bei der Gemeinderatsarbeit. 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss eines Kaufvertrags mit der TKL VIII Grundverwertungsgesellschaft m.b.H. 

(Kommunalzentrum) 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Abschluss des Kaufvertrags mit der TKL VIII Grundverwertungsgesellschaft m.b.H. 

laut Anlage A dieses Gemeinderatsprotokolls wird genehmigt. 
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2) Änderung eines Vertrags mit der SPAR Österreichische Warenhandels-Aktiengesell-

schaft 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der mit der SPAR Österreichischen Warenhandels- Aktiengesellschaft (FN 34170a) ab-

geschlossene Vertrag vom 25. Oktober 1994/23. Mai 1995 wird einvernehmlich dahin-

gehend geändert, als dass der letzte Absatz in Vertragspunkt VIII. folgenden Wortlaut 

erhält: 

 

„Für die Dauer dieser Vereinbarung übernimmt SPAR auf den Parkplätzen gegenüber 

jedermann die Haftung als Wegerhalter, insbesondere die Haftung nach § 1319a 

ABGB.“ 

 

3) Kinderzentrum: Delegation von vergaberechtlichen Zuschlagsentscheidungen an den 

Gemeindevorstand 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

In Zusammenhang mit der Verwirklichung des Kinderzentrums werden dem Gemeinde-

vorstand gemäß § 30 Abs. 2 lit. b Z 1 TGO 2001 die Entscheidungen über Zuschläge 

(Zuschlagsentscheidungen nach § 142 Bundesvergabegesetz 2018) übertragen. 

 

4) Neubesetzung von Ausschussstellen 

 

Aufgrund von Amtsverzichten von Hubert Almberger, Melanie Hutter und Mag. Leopold  

Hofinger sowie des Todes von Peter Grander sind Neubesetzungen im Bildungs- und 

Familienausschuss, im Sozialausschuss, im Wohnungsausschuss und im Sportaus-

schuss vorzunehmen. Die Neubesetzungen erfolgen in Form der Namhaftmachung 

durch die vorschlagsberechtigte Gemeinderatspartei „Bürgermeisterliste Stefan Seiwald 

– St. Johanner Volkspartei (Bürgermeisterliste)“. Eine Ablichtung der schriftlichen Nam-

haftmachung, welche von neun Mitgliedern, somit von der Mehrheit der Mitglieder der 



346 
 

betreffenden Gemeinderatspartei, unterfertigt ist (§ 79 Abs. 1 TGWO 1994, § 83 Abs. 1 

TGWO 1994), ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage B angehängt. 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Abschluss von Raumordnungsverträgen 

a) Kitz Alpen Resort – Berglehen 21 GmbH & Co KG 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wird sehr kontrovers diskutiert, wobei im Laufe der 

Debatte die Sinnhaftigkeit des Projekts ernsthaft infrage gestellt wird (Stich-

worte: exzessiver Bodenverbrauch, unzureichende Verkehrserschließung). Die 

kritischen Wortmeldungen dominieren. 

 

Vor diesem Hintergrund setzt der Bürgermeister den Verhandlungsgegenstand 

mit allgemeiner Zustimmung des Gemeinderats von der Tagesordnung ab. Der 

Bauausschuss solle sich mit dem Projekt neuerlich auseinandersetzen. 

 

b) Johann Burgstaller, Albert Wallner und Esther Ritsch 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (18:0): [Bgm. Hubert Almberger abwesend] 

 

Der Abschluss des Raumordnungsvertrags mit Johann Burgstaller, Albert Wall-

ner und Esther Ritsch laut Anlage C dieses Gemeinderatsprotokolls wird ge-

nehmigt. 

 

2) Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts: 

a) Gst. 2833 und 2846 (Stefan Jöchl, Maria Jöchl und Monika Jöchl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 
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Beschluss (19:0): 

 

Im Bereich eines Teils des Gst. 2833 und des Gst. 2846 erfolgen nachstehende 

Änderungen des örtlichen Raumordnungskonzepts der Marktgemeinde St. Jo-

hann in Tirol: 

 

 Ausweisung eines baulichen Entwicklungsbereichs für vorwiegende 

Sondernutzung mit der Indexziffer S31, der Zeitzone Z1 und der 

Dichtestufe D4 (funktionsabhängige Baudichte und Bauweise im Ein-

zelfall), verbunden mit der zwingenden Erlassung eines Bebauungs-

plans 

 Festlegung der Indexziffer S31: gewerblicher Sonderstandort für  

agrarwirtschaftliche Funktionen 

 Ausweisung eines baulichen Entwicklungsbereichs für vorwiegende 

Wohnnutzung mit der Indexziffer W6, der Zeitzone ZA und der Dich-

testufe D12, verbunden mit der zwingenden Erlassung eines Bebau-

ungsplans 

 Festlegung der Indexziffer W6: gemischte Nutzungsstruktur aus 

Wohngebäuden und wohnverträglichen gewerblichen Nutzungen, 

insbesondere Pensionen, Handels- und Dienstleistungsbetrieben, 

etc. Im Zuge der Flächenwidmung sind vorzugsweise Widmungen 

als gemischtes Wohngebiet vorzunehmen. 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage D dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die 

Auflegung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf ent-

sprechende Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die 

Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 
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3) Änderungen des Flächenwidmungsplans:  

a) Gst. 2833 (Stefan Jöchl)  

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (18:0): [Susanne Hartrumpf abwesend] 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Markt-

gemeinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 2833 (rund 2.050 m²) von Freiland in 

standortgebundene Sonderfläche mit folgender Festlegung: Betriebe im 

Rahmen der agrarischen Personal- und Maschinendienstleistung 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage E dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die 

Auflegung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf ent-

sprechende Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die 

Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 

 

b) Gst. 207/1 (Johann Burgstaller) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (17:1): [Petra Sojer, MSc abwesend] 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Markt-

gemeinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung des Gst. 207/1 (rund 607 m²) von Freiland in Wohngebiet 
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Der Planungsbereich ist in Anlage F dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, 

welche einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die 

Auflegung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf ent-

sprechende Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die 

Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 

 

4) Erlassung von Bebauungsplänen: 

a) Gst. 2833 (Stefan Jöchl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Claudia Pali regt grundsätzlich eine dreidimensionale Darstellung von Bebau-

ungsplänen an. Sie wird dabei von Christine Bernhofer unterstütz. Der Bau-

amtsleiter weist darauf hin, dass eine Visualisierung von Bebauungsplänen sehr 

„zeitaufwändig“ wäre. Der Bürgermeister meint, der Bauausschuss soll diesen 

Aspekt („bessere visuelle Darstellung“) diskutieren. 

 

Beschluss (18:1): [Ablehnung in Form der Enthaltung] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für einen Teil des Gst. 2833 von Dr. Erich 

Ortner vom 21. Mai 2019 („Maschinenring“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz 

TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 

Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des 

Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss 

über die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 

abgegeben wurde. 
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b) Gst. 207/1 (Johann Burgstaller) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (17:1): [Robert Wurzenrainer abwesend] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 207/1 von Dr. Erich Ortner vom  

1. Juli 2019 („Ritsch“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 aufge-

legt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 

erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 

Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung 

des Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

c) Gst. 26/1 und 19/7 (Gemeindeverband Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 26/1 und einen Teil des Gst. 19/7 

von Dr. Erich Ortner vom 24. April 2019 („06/2019 Krankenhaus NEF“) wird ge-

mäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt 

vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung 

über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 

gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Be-

schluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berech-

tigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
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d) Gst. 78/1 und 26/3 (Familienbrauerei Huber GmbH & Co KG) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für einen Teil des Gst. 78/1 und für das  

Gst. 26/3 von Dr. Erich Ortner vom 25. April 2019 („Huber Bräu“) wird gemäß  

§ 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier 

Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung 

über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 

gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Be-

schluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berech-

tigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

e) Gst. 2123/3 und .1380 (Hansjörg Prem) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (18:0): [Peter Wallner abwesend] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 2123/3 und .1380 von Dr. Erich 

Ortner vom 25. April 2019 („07/2019 Prem“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz 

TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 

Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des 

Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss 

über die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 

abgegeben wurde. 
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f) Gst. 4895/23 (Birgit Pretterhofer und Andreas Pretterhofer) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (17:2): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 4895/23 von Dr. Erich Ortner 

vom 4. Juni 2019 („Pretterhofer“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 

2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 

TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes 

nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die 

Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirk-

sam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellung-

nahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgege-

ben wurde. 

 

g) Gst. .303, 2763/1 und 2764/1 (Josef Grander) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungs-

gegenstandes. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für jeweils Teile der Gst. .303, 2763/1 und 

2764/1 von Dr. Erich Ortner vom 6. Juni 2019 („Blumschein“) wird gemäß § 66 

Abs. 1 erster Satz TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über 

die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleich-

zeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Beschluss 

wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellung-

nahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Per-

son oder Stelle abgegeben wurde. 
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2) Finanzausschuss 

1) Abschluss eines Darlehensvertrags in Zusammenhang mit dem Kanalbauvorhaben 

Bauabschnitt 14 (Winkl) 

 

Mit allgemeiner Zustimmung des Gemeinderats ändert der Bürgermeister die Ta-

gesordnung dahingehend, dass dieser Verhandlungsgegenstand unmittelbar nach 

dem Tagesordnungspunkt IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges behandelt wird. 

 

Siehe daher die dortigen Ausführungen. 

 

3) Umweltausschuss 

1) Erlassung neuer Umweltförderrichtlinien 

 

Die Vorsitzende des Umweltausschusses, Mag. Maria Strele, erläutert die neuen 

Umweltförderrichtlinien. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die nachstehenden Umweltförderrichtlinien werden erlassen. 

 

Allgemeines 

 

§ 1. Diese Richtlinien regeln die Förderung klimafreundlicher Mobilität (Erwerb von 

Elektrofahrrädern, [elektrischen] Lastenrädern, Elektromopeds sowie Fahrradan-

hängern) und gewisser gebäudebezogener Aspekte (Beratungen, Thermographie-

Check, stationärer Solarstromspeicher bei Photovoltaikanlagen, Anschluss an die 

Ortswärme). 

 

Gemeinsame Bestimmungen 

 

§ 2. (1) Der Förderwerber muss seinen Hauptwohnsitz in St. Johann in Tirol haben. 

 

(2) Die Förderung kann nur einmal pro Kalenderjahr beantragt werden. Darüber hin-

aus ist eine Förderung ausgeschlossen, wenn ein Haushaltsmitglied des Förderwer-

bers im gleichen Kalenderjahr bereits die gleiche Förderung erhalten hat (nur eine 

gleiche Förderung je Kalenderjahr je Haushalt). 
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(3) Gefördert wird nur der Kauf von neuen Produkten von einem hierzu befugten 

Händler. Die Vorlage einer entsprechenden Rechnung und der Nachweis der  

Zahlung sind Voraussetzung für die Auszahlung der Förderung. 

 

Klimafreundliche Mobilität 

 

§ 3. (1) Die Fahrzeuge (Elektrofahrräder, [elektrische] Lastenräder und Elektromo-

peds) und Fahrradanhänger müssen den einschlägigen kraftfahrrechtlichen und 

straßenpolizeilichen Vorschriften entsprechen. Dieses Erfordernis ist durch eine 

schriftliche Bestätigung des befugten Händlers nachzuweisen. 

 

(2) Elektrofahrräder werden nur gefördert, wenn ihre Lichtanlage aus dem eigenen 

Stromkreis des Fahrzeugs gespeist wird (Ausschluss von reinen Stecksystemen). 

 

(3) Die Fahrzeuge und die Fahrradanhänger sind bei der Beantragung der För- 

derung zur Gemeinde mitzubringen. 

 

(4) Fahrzeuge werden mit 15 % des Kaufpreises, aufgerundet auf volle Fünf-Euro-

Beträge, höchstens jedoch mit 150 Euro gefördert. 

 

(5) Fahrradanhänger werden mit 25 % des Kaufpreises, aufgerundet auf volle Fünf-

Euro-Beträge, höchstens jedoch mit 150 Euro gefördert. 

 

(6) Die Förderungen nach den Absätzen 4 und 5 werden in Form von St. Johanner 

Einkaufsgutscheinen ausbezahlt. 

 

Gebäudebezogene Aspekte der Förderung 

 

Beratungen, Thermographie-Check 

 

§ 4. (1) Die Inanspruchnahme einer Vor-Ort-Energieberatung der Ortswärme St. Jo-

hann in Tirol GmbH wird mit 60 Euro gefördert. 

(2) Ein Thermographie-Check der Ortswärme St. Johann in Tirol GmbH wird mit  

50 Euro gefördert. 

(3) Die Förderung wird nach schriftlicher Vorlage der notwendigen Unterlagen an 

eine vom Förderwerber bekanntzugebende Bankverbindung überwiesen. 
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Stationärer Solarstromspeicher bei Photovoltaikanlagen 

 

§ 5. (1) Bei einer bestehenden Photovoltaikanlage wird die Neuanschaffung eines 

stationären Solarstromspeichers je angefangener zwei Kilowattstunden Speicherka-

pazität mit 130 Euro, höchstens jedoch mit 390 Euro gefördert. 

(2) Die Förderung wird erst nach Vornahme eines Ortsaugenscheins bei der be-

troffenen Photovoltaikanlage durch einen befugten Vertreter der Gemeinde an eine 

vom Förderwerber bekanntzugebenden Bankverbindung überwiesen.  

 

Anschluss an die Fernwärmeversorgungsanlage 

 

§ 6. (1) Ein Anschluss an die Fernwärmeversorgungsanlage der Ortswärme St. Jo-

hann in Tirol GmbH wird unter folgenden Voraussetzungen gefördert: 

o Vorlage des Nachweises der Absolvierung einer mindestens 30-minüti-

gen Beratung bei der Ortswärme St. Johann in Tirol GmbH und einer 

weitergehenden Vor-Ort-Energieberatung 

o Vorlage eines Energieausweises, der dem tatsächlichen energetischen 

Zustand des Gebäudes entspricht. Der Heizwärmebedarf des Gebäudes 

darf dabei höchstens 75 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr  

(= Höchstwerte der Klasse B) betragen.  

(2) Der Anschluss an die Fernwärmeversorgungsanlage der Ortswärme St. Johann 

in Tirol wird mit 10 % der Kosten, höchstens jedoch mit 750 Euro gefördert. 

(3) Die Förderung wird an eine vom Förderwerber bekanntzugebenden Bankver-

bindung überwiesen. 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Antrag. Es liegt ein Antrag von Claudia Pali vor. Bei diesem geht es um die Anbringung 

von „Hinweisschildern“. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage G angehängt. 

 

Der Amtsleiter verliest den Antrag. 
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Nach einiger Diskussion schlägt der Bürgermeister vor, den Antrag dem Straßenausschuss 

zur Vorberatung und Beschlussempfehlung an den Gemeinderat zuzuweisen, was auf all-

gemeine Zustimmung stößt. Er selbst werde in dieser Angelegenheit Kontakt mit dem 

„Tourismusverband“ aufnehmen. 

 

Anfrage. Es liegt eine gemeinsame Anfrage von Claudia Pali und Heribert Mariacher zum 

Thema „Vandalismus“ vor. 

 

Die Anfrage ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage H angehängt. 

 

Der Amtsleiter verliest zunächst die Anfrage und umreißt dann den rechtlichen Rahmen der 

im Raum stehenden Videoüberwachung beim Schulhof der Volksschule Neubauweg. We-

sentlich für deren Rechtmäßigkeit sei die Vornahme einer sogenannten Datenschutzfolge-

abschätzung. Die grundsätzliche Entscheidung zur Einführung der Videoüberwachung sei 

aufgrund gegebener Bürgermeisterkompetenz im Amt getroffen worden. 

 

Der Bürgermeister beziffert die Kosten der geplanten Videoüberwachung mit zweitausend 

Euro. Auf Nachfrage von Heribert Mariacher, welche weiteren Maßnahmen zum Schutz 

des Eigentums der Gemeinde geplant seien, meint der Bürgermeister, er werde sich bei 

der Polizeiinspektion St. Johann in Tirol für eine regelmäßige Kontrolle des betroffenen Be-

reichs einsetzen. 

 

An dieser Stelle greift Claudia Pali einen Antrag von ihr und Heribert Mariacher vom Okto-

ber 2018 zur Einführung eines Gemeindewachkörpers auf. Der Amtsleiter berichtet sodann 

von einer Dienstreise nach Zell am See im Jänner 2019, bei welcher er sich einen Über-

blick über den dort kurz zuvor eingerichteten Gemeindewachkörper verschafft hatte. Maß-

gebend für die Leistungsfähigkeit eines Wachkörpers sei das Erreichen einer Mindest-

mannstärke, in Zell am See belaufe sich diese konkret auf fünf Mitglieder. 

 

Heribert Mariacher möchte eine sofortige Abstimmung zur Einführung eines Gemeinde-

wachkörpers in St. Johann in Tirol und stellt einen entsprechenden Antrag. Nach längerer 

Debatte zieht er diesen zurück, nachdem er die Zusicherung erhält, dass im Gemeindevor-

stand über den Antrag vorberaten wird. 

 

„5G-Pionier-Gemeinde St. Johann in Tirol.“ Mag. Maria Strele erkundigt sich, ob die  

Gemeinde bei der Einführung des 5G-Standards (fünfte Generation des Mobilfunks) eine 
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„Parteistellung“ habe, was der Bürgermeister verneint. Ihm seien aktuell auch keine Kun-

den dieser Technologie bekannt. 

 

Es folgt sodann die Behandlung des (ursprünglichen) Tagesordnungspunktes III.2.1)  

Finanzausschuss: Abschluss eines Darlehensvertrags in Zusammenhang mit dem Kanal-

bauvorhaben Bauabschnitt 14 (Winkl). (Alois Foidl hatte dem Gemeinderat wenige Minuten 

davor eine kurze Beschreibung dieses Bauvorhabens unterbreitet.) 

 

Beschluss (19:0): 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 TGO 2001 wird die Öffentlichkeit für die Dauer der Beratung und Be-

schlussfassung des (ursprünglichen) Verhandlungsgegenstandes „III.2.1) Finanzaus-

schuss: Abschluss eines Darlehensvertrags in Zusammenhang mit dem Kanalbauvorhaben 

Bauabschnitt 14 (Winkl)“ ausgeschlossen. 

 

Beschluss: 

 

In Zusammenhang mit dem Kanalbauvorhaben Bauabschnitt 14 (Winkl) wird mit der  

Raiffeisenbank Kitzbühel – St. Johann eGen ein Darlehensvertrag zu den nachstehenden 

Konditionen abgeschlossen: 

 

Darlehenssumme EUR 2.300.000,00 bis EUR 2.800.000,00 (abhängig vom tat-

sächlichen Investitionsvolumen) 

Verzinsung variabel, Bindung an den 6-Monats-Euribor bis zu einem Wert 

von -0,52 %, dekursiv, kalendermäßig/360 

Aufschlag 0,52 % 

Laufzeit 10 Jahre 

Tilgungsbeginn 31. März 2020 

Kapitalraten halbjährlich 

Spesen in den Konditionen enthalten 

 

Dem Gemeinderat ist bewusst, dass für den Abschluss dieses Darlehensvertrags eine auf-

sichtsbehördliche Genehmigung erforderlich ist (§ 123 Abs. 1 lit. a TGO 2001). 
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V. Bestreitung einer Klage 

 

Beschluss (19:0): 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 TGO 2001 wird die Öffentlichkeit für die Dauer der Beratung und Be-

schlussfassung des Verhandlungsgegenstands „V. Bestreitung einer Klage“ ausgeschlos-

sen. 

 

Beschluss: 

 

Die beim Bezirksgericht Kitzbühel gegen die Marktgemeinde St. Johann in Tirol zu 6 C 

95/2019h eingebrachte Klage wird bestritten. In diesem Zusammenhang wird der Dwyer – 

Embacher – Lechner Rechtsanwälte GesbR in Kitzbühel Prozessvollmacht erteilt. 

 

Dieses Protokoll enthält acht Anlagen. 

 

St. Johann in Tirol, 9. Juli 2019 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 
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